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Prüfervermerk zum Kurzvortrag Nr. 1941 

Dieser Vermerk erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und ist keine Musterlösung. Er soll lediglich die Probleme aufzeigen, die das Prüfungsamt veranlasst haben, 
die Aufgabe als Vortrag auszugeben.  
A. Mandantenbegehren: Der Mandant, Herr Stephan Krämer (M) bittet um Prüfung, ob und wie er gegen den 
Bescheid der Stadt Essen (Ag) vom 24.09.2019 vorgehen kann. Da die Ag unter Anordnung der sofortigen Voll-
ziehung die Anordnung einer amtstierärztlichen Untersuchung sowie eine Leinen- und Maulkorbpflicht bzgl. des 
Hundes Othello (O) erlassen hat, dürfte neben einer Klage im Hauptsacheverfahren ein Vorgehen im Wege des 
vorläufigen Rechtsschutzes in Betracht zu ziehen sein. 
B. Erfolgsaussichten des Eilantrags: Der Antrag dürfte zulässig und teilweise begründet sein. 
I. Zulässigkeit des Antrags: Der Antrag dürfte zulässig sein.  
1. Der Verwaltungsrechtsweg dürfte - mangels auf- bzw. abdrängender Sonderzuweisungen - gem. § 40 I 1 VwGO eröffnet sein, da es sich bei den streitentscheidenden 
Vorschriften des LHundG NRW (LHundG) um solche des öffentlichen Rechts handelt. 
2. Statthaftigkeit: Vorliegend dürfte gem. § 123 V VwGO vorrangig der Antrag nach § 80 V 1 VwGO auf Wiederherstellung bzw. Anordnung der aufschiebenden Wirkung 
(aW) der noch zu erhebenden Anfechtungsklage statthaft sein, da es sich bei der der Anordnung der amtstierärztlichen Untersuchung sowie der Anordnung der Leinen- 
und Maulkorbpflicht und der Zwangsgeldandrohung jeweils um einen Verwaltungsakt (VA) i.S.v. § 35 S. 1 VwVfG NRW handelt. Die Zwangsgeldandrohung hat VA-
Qualität, denn Maßnahmen der Vollstreckung von VAen stellen selbst VAe dar (vgl. Kopp/Ramsauer, VwVfG, 20. Auflage 2019, § 35 Rn. 113). Hinsichtlich der Anordnung 
der amtstierärztlichen Untersuchung sowie der Anordnung der Leinen- und Maulkorbpflicht entfällt die aW der Anfechtungsklage des M, weil die Ag unter Ziff. 3 die sofortige 
Vollziehung nach Maßgabe des § 80 II 1 Nr. 4 VwGO angeordnet hat. Hinsichtlich der Zwangsgeldandrohung entfällt die aW nach § 80 II 1 Nr. 3 VwGO i.V.m. § 112 JustG 
NRW kraft Gesetzes. Vor diesem Hintergrund dürften hinsichtlich der Anordnung der amtstierärztlichen Untersuchung sowie der Anordnung der Leinen- und Maulkorbpflicht 
ein Antrag auf Wiederherstellung der aW nach § 80 V 1 Alt. 2 VwGO und hinsichtlich der Zwangsgeldandrohung ein Antrag auf Anordnung der aW der Klage nach 
§ 80 V 1 Alt. 1 VwGO die statthaften Rechtsbehelfe darstellen.  
3. M dürfte als Adressat der belastenden VAe analog § 42 II VwGO antragsbefugt sein (Art. 2 I, 14 GG).  
4. Richtiger Antragsgegner ist analog § 78 I Nr. 1 VwGO die Stadt Essen, vertreten durch den Oberbürgermeister, § 63 I 1 GO NRW.  
5. Das VG Gelsenkirchen dürfte aufgrund der Zuständigkeit in der Hauptsache gem. §§ 80 V 1, 45, 52 Nr. 3 VwGO, 17 Nr. 4 JustG NRW sachlich und örtlich zuständig 
sein. 
6. Das erforderliche Rechtsschutzbedürfnis dürfte vorliegen. Ferner dürfte die in der Hauptsache noch zu erhe-
bende Klage nicht unzulässig sein. Diese dürfte bis zum 08.11.2019 noch fristgemäß erhoben werden können. Die 
Klagefrist beträgt gem. § 74 I 2 VwGO einen Monat und beginnt mit der Bekanntgabe des VA. Hier dürfte der 
Bescheid vom 24.09.2019 M noch nicht durch die Übergabe des Schriftstücks an seinen 11-jährigen Sohn (S) am 
25.09.2019 bekannt gegeben worden sein. Die Bekanntgabe dürfte nicht im Wege der Ersatzzustellung gem. § 41 
V VwVfG NRW, § 3 II 1 LZG NRW i.V.m. § 178 I Nr. 1 ZPO mit Wirkung für und gegen M erfolgt sein. Gem. § 178 
I Nr. 1 ZPO kann das Schriftstück, wenn die Person, der zugestellt werden soll, in ihrer Wohnung nicht angetroffen 
wird, in der Wohnung einem erwachsenen Familienangehörigen, einer in der Familie beschäftigten Person oder 
einem erwachsenen ständigen Mitbewohner übergeben werden. Ein „erwachsener Familienangehöriger“ ist je-
mand, der genügend reif und verständig erscheint, die Sendung problemlos an den Adressaten weiterzuleiten 
(BVerwG, Urt. v. 14.01.1983 - 8 C 14/82). Hierfür dürfte Volljährigkeit i.S.v. § 2 BGB nicht erforderlich sein, wohl 
aber ein Mindestalter von etwa 14 Jahren (Kopp/Ramsauer, § 41 Rn. 65; Thomas/Putzo, ZPO, 40. Auflage 2019, 
§ 178 Rn. 11). Diese Voraussetzungen sind hier nicht erfüllt. Bei einem 11-jährigen Kind, wie dem S, dürfte nicht 
zu erwarten sein, dass dieses in der Lage ist, die Bedeutung einer Zustellung zu erkennen und das Schriftstück 
zuverlässig an den Adressaten weiterzuleiten, wie sich hier auch an dem Verhalten des S, der das Schriftstück in 
seine Schreibtischschublade gelegt und dort vergessen hat, gezeigt haben dürfte. Die fehlerhafte Ersatzzustel-
lung dürfte jedoch gem. § 8 1. Hs. LZG NRW dadurch geheilt worden sein, dass M den Bescheid am 08.10.2019 
von S tatsächlich erhalten hat. Lässt sich die formgerechte Zustellung eines Dokuments nicht nachweisen oder ist 
es unter Verletzung zwingender Zustellungsvorschriften zugegangen, gilt es nach § 8 1. Hs. LZG NRW als in dem 
Zeitpunkt zugestellt, in dem es dem Empfangsberechtigten nachweislich zugegangen ist. Die Monatsfrist endet 
damit gem. § 57 II VwGO, § 222 I ZPO i.V.m. §§ 187 I, 188 II Var. 1 BGB, erst mit Ablauf des 08.11.2019. 
II. Zulässigkeit der Antragshäufung: M dürfte die Anträge auf Wiederherstellung und Anordnung der aW innerhalb eines Antrags entspr. § 44 VwGO verfolgen können.  
III. Begründetheit des Antrags: Der Antrag dürfte teilweise begründet sein.  
1. Anordnung der amtstierärztlichen Untersuchung (Ziff. 1):  
a. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung (AOsofVZ) dürfte formell rechtmäßig sein. Laut Bearbeitungsvermerk war die Ag zuständig. Die schriftliche Begründung der 
AOsofVZ dürfte den Anforderungen des § 80 III 1 VwGO genügen (Kopp/Schenke, § 80 Rn. 85). Die Ag hat ausgeführt, dass von O aufgrund des Vorfalls am 20.03.2019 
die Gefahr ausgehe, dass es zu weiteren Beißvorfällen kommen könnte und die zügige Durchsetzung der Anordnungen zur Abwendung weiterer Beißvorfälle nötig sei.  
b. Die gemäß § 80 V 1, 2. Alt. VwGO vorzunehmende Interessenabwägung dürfte zulasten des M ausfallen, weil 
das öffentliche Vollzugsinteresse sein Aussetzungsinteresse überwiegen dürfte. Das private Aussetzungsinteresse 
überwiegt grds. das gegenläufige öffentliche Vollzugsinteresse, wenn sich der angefochtene VA bei der im Verfah-
ren des vorläufigen Rechtsschutzes allein möglichen und gebotenen summarischen Prüfung als zu Lasten des 
M offensichtlich rechtswidrig erweist (vgl. OVG NRW, Beschl. v. 13.11.2014 – 2 B 1111/14). Demgegenüber kommt 
ein schutzwürdiges Aussetzungsinteresse bei offensichtlicher Aussichtslosigkeit des Rechtsbehelfs in der Haupt-
sache grundsätzlich nicht in Betracht. Letzteres dürfte vorliegend der Fall sein. 
aa. Ermächtigungsgrundlage für die Anordnung der amtstierärztlichen Untersuchung dürfte § 12 I LHundG sein. 
Danach kann die zuständige Behörde die notwendigen Anordnungen treffen, um eine im Einzelfall bestehende 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit, insbesondere Verstöße gegen Vorschriften des LHundG, abzuwehren. Zu den 
nach § 12 I LHundG zulässigen Anordnungen gehört auch die Anordnung einer amtstierärztlichen Untersuchung.  
bb. Die formellen Anforderungen der Anordnung der Ziff. 1 sind laut Bearbeitungsvermerk erfüllt.  
cc. Die materielle Rechtmäßigkeit der Ziff. 1 dürfte im Rahmen der summarischen Prüfung zu bejahen sein.  
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(1) Gefahr für die öffentliche Sicherheit: (a) Das Schutzgut der öffentlichen Sicherheit umfasst die Unverletz-
lichkeit der Rechtsordnung, die subjektiven Rechte und Rechtsgüter des Einzelnen sowie die Einrichtungen und 
Veranstaltungen des Staates. (b) Eine Gefahr liegt vor, wenn bei ungehindertem Geschehensablauf in naher Zu-
kunft mit einem Schaden für die Schutzgüter der öffentlichen Sicherheit hinreichend wahrscheinlich gerechnet wer-
den kann (vgl. BVerwG, Urt. v. 20.08.2003 - 6 CN 2/02). Schadensmöglichkeiten, die sich nicht ausschließen las-
sen, weil nach dem derzeitigen Wissensstand bestimmte Ursachenzusammenhänge weder bejaht noch verneint 
werden können, begründen keine Gefahr, sondern lediglich einen Gefahrenverdacht (BVerwG, a.a.O.). Maßgeb-
liches Kriterium zur Feststellung einer Gefahr ist die hinreichende Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts. 
Dabei ist hinsichtlich des Grades der Wahrscheinlichkeit danach zu differenzieren, welches Schutzgut auf dem 
Spiel steht. Je gewichtiger das bedrohte Schutzgut und je größer das Ausmaß des möglichen Schadens ist, 
umso geringere Anforderungen werden an die Schadensnähe gestellt (OVG NRW, Beschl. v. 06.08.2015 - 5 B 
908/15). Für polizeiliche und ordnungsrechtliche Maßnahmen zum Schutz von Leben und Gesundheit genügt be-
reits die entfernte Möglichkeit eines Schadenseintritts, nicht jedoch die nur rein theoretische, praktisch aber aus-
zuschließende Möglichkeit (OVG NRW, Beschl. v. 30.01.2009 – 5 A 2239/08). (c) Nach diesen Grundsätzen dürfte 
vorliegend eine konkrete Gefahr anzunehmen sein. Aufgrund des Beißvorfalls am 20.03.2019 dürften hinrei-
chende Anhaltspunkte für eine konkrete, von O ausgehende Gefährdung für Leib und Leben von Menschen und 
damit gewichtiger Schutzgüter vorliegen. Es ist unstreitig, dass O am 20.03.2019 den Radfahrer Tim Fendrich (F) 
in die rechte Wade gebissen hat, als dieser mit seinem Fahrrad an M und O vorbeifahren wollte. F erlitt eine 1 cm 
große, klaffende Bisswunde, die notfallmäßig behandelt werden musste. Es dürfte damit zu rechnen sein, dass ein 
erneuter Angriff des O in naher Zukunft hinreichend wahrscheinlich droht. A. A. mit entspr. Begr. vertr  
(2) Notwendige Anordnungen: Nach der Systematik des LHundG - insbes. unter Berücksichtigung des 
§ 3 III 2 LHundG - sind zunächst Gefahrerforschungsmaßnahmen zu ergreifen. Die Anordnung der amtstierärtli-
chen Untersuchung dürfte eine Maßnahme zur weiteren Erforschung des Sachverhaltes darstellen. Die Untersu-
chung dürfte insbesondere zur Klärung der Frage, ob die Anordnung weiterer Maßnahmen erforderlich ist, beitra-
gen (OVG NRW, Beschl. v. 22.11.2013 – 5 B 592/13). Die angeordnete amtstierärztliche Untersuchung des O dürfte auch verhältnismäßig sein. 
Die Anordnung erscheint zur Ermittlung der Gefahrenlage geeignet und zur Sachverhaltsaufklärung erforderlich. Maßnahmen, die den M geringer belasten, dürften nicht 
erkennbar sein; insb. dürfte die (kostenlose) Untersuchung mit wenig Aufwand/einer geringen Eingriffsqualität verbunden sein. 
2. Anordnung der Leinen- und Maulkorbpflicht (Ziff. 2):  
a. Die Anordnung der sofortigen Vollziehung (AOsofVZ) dürfte wie unter B. III. 1.a. ausgeführt formell rechtmäßig sein. 
b. Die gem. § 80 V 1, 2. Alt. VwGO vorzunehmende Interessenabwägung dürfte zugunsten des M ausfallen, weil 
sein Aussetzungsinteresse wegen offensichtlicher Rechtswidrigkeit der Anordnung das öffentliche Vollzugsinte-
resse überwiegen dürfte. aa. Ermächtigungsgrundlage für die Anordnung der Leinen- und Maulkorbpflicht dürfte 
ebenfalls § 12 I LHundG sein. bb. Die formellen Anforderungen der Anordnung der Ziff. 2 sind laut Bearbeitungsvermerk erfüllt. cc. Die materi-
elle Rechtmäßigkeit der Ziff. 2 dürfte im Rahmen der summarischen Prüfung zu verneinen sein.  
(1) Gefahr für die öffentliche Sicherheit: Es dürfte wie unter B. III. 1. ausgeführt eine konkrete Gefahr für die öffentliche Sicherhit vorliegen.  
(2) Verhältnismäßigkeit: Die Anordnung einer dauerhaften Leinen- und Maulkorbpflicht dürfte indes ermessens-
fehlerhaft und unverhältnismäßig sein, da die Ag ohne eine erforderliche Aufklärung des Sachverhaltes sogleich 
dauerhaft eine Leinen- und Maulkorbpflicht angeordnet hat. Dies dürfte einen Verstoß gegen das Übermaßver-
bot darstellen (vgl. OVG NRW, Beschl. v. 22.11.2016 - 5 B 629/16). Nach der Konzeption des LHundG kann ein 
Sachverhalt, der möglicherweise unter § 3 III 1 LHundG fällt, Anlass zu einer Begutachtung durch den amtlichen 
Tierarzt geben. Dies ergibt sich ausdrücklich aus § 3 III 2 LHundG, wonach die Feststellung der Gefährlichkeit nach 
Satz 1 durch die zuständige Behörde nach Begutachtung durch den amtlichen Tierarzt erfolgt. Hier hat noch keine 
veterinärmedizinische Begutachtung stattgefunden, sodass noch das Stadium der Gefahrerforschung vorgelegen 
haben dürfte. In diesem Stadium ermächtigt die hunderechtliche Generalklausel in § 12 I LHundG außer zu Ge-
fahrerforschungsmaßnahmen nur zu vorläufigen Maßnahmen der unmittelbaren Gefahrenabwehr, indem 
etwa ein vorläufiger Leinen- und/oder Maulkorbzwang angeordnet werden kann. Entsprechende vorläufige Maß-
nahmen wurden hier jedoch nicht ergriffen. Vielmehr blieb die Ag über 6 Monate untätig, bevor sie - ohne, dass 
weitere Vorfälle aktenkundig wurden - dauerhaft eine Leinen- und Maulkorbpflicht anordnete. Die Ag dürfte gehal-
ten gewesen sein, erst nach der angeordneten Begutachtung eine abschließende Entscheidung darüber zu treffen, 
ob gem. § 3 III 2 LHundG die Gefährlichkeit des Hundes festgestellt werden kann oder nicht. Erst im Anschluss 
daran dürfte sie ermächtigt sein, eine abschließende Entscheidung unter Berücksichtigung des näher aufgeklärten 
Sachverhaltes zu treffen (OVG NRW, Beschl. v. 22.11.2013 - 5 B 592/13). Eine Kenntnis der Rspr. dürfte nicht zu erwarten sein, wohl 
aber - angesichts der im Sachverhalt angesprochenen Problemkreise - eine sachgerechte Argumentation. A.A. mit entspr. Begr. vertr. 
3. Der Antrag auf Anordnung der aW der Klage bzgl. der Zwangsgeldandrohung (Ziff. 4) dürfte lediglich im Hinblick auf Ziff. 2 Erfolg haben. Da die Anordnung der 
Leinen- und Maulkorbpflicht bei summarischer Prüfung offensichtlich rechtswidrig ist, dürfte die Interessenabwägung insofern auch bzgl. der Zwangsgeldandrohung gem. 
§§ 55 I, 57 I Nr. 2, II, 58, 60, 63 VwVG NRW zugunsten von M ausfallen, da diese ebenfalls rechtswidrig sein dürfte. 
C. Hauptsacheverfahren: Nach den Ausführungen dürfte eine Anfechtungsklage (§ 42 I Var. 1 VwGO) gegen Ziff. 2 sowie die diesbezügliche Zwangsgeldandrohung (Ziff. 
4) des Bescheides vom 24.09.2019 zulässig und begründet sein. 
D. Zweckmäßigkeitserwägungen: Nach der hier bevorzugten Lösung dürfte M vorzuschlagen sein, bei dem zust. 
VG Gelsenkirchen - teilweise - gegen den Bescheid vom 24.09.2019 Klage zu erheben und einen Antrag auf Ge-
währung vorläufigen Rechtsschutzes zu stellen. Es sollten folgende Anträge gestellt werden: Es wird beantragt, 
(1) Ziff. 2 sowie die diesbezügliche Zwangsgeldandrohung (Ziff. 4) des Bescheides der Beklagten vom 24.09.2019 
aufzuheben; (2) die aufschiebende Wirkung der Klage bezüglich Ziff. 2 des Bescheides vom 24.09.2019 wieder-
herzustellen und hinsichtlich der diesbezüglichen Zwangsgeldandrohung (Ziff. 4) anzuordnen. 


